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	Montag, den 14.12.2009


Rede zum Nachtragshaushaltsplan 2009 am 14.12.09

In knapp drei Wochen ist Jahreswechsel und wir beraten heute über den 1. Nachtragshaushalt für das zu Ende gehende Jahr. Dies fordert direkt dazu auf, sich mit Einbringungsfristen und Termine der HGO und der GemHVO zu beschäftigen. Für die CDU-Fraktion stellt sich unter anderem  folgende Frage:

Ist die Berichtspflicht nach § 98 Abs. 2 HGO bzw. § 28 Abs.2 GemHVO eingehalten? 

Die Antwort lautet: Nein!  

    In der GemHVO heißt es: „Die Gemeindevertretung ist unverzüglich zu      

    unterrichten, wenn sich abzeichnet, dass sich das geplante Ergebnis

    des Gesamtergebnishaushalts oder des Gesamtfinanzhaushalts

    wesentlich verschlechtert …“.

    Noch deutlicher wird der Verstoß gegen § 98 HGO Abs. (2) Nr. 1:

   „Die Gemeinde hat unverzüglich eine Nachtragssatzung zu erlassen, 

    wenn sich zeigt, dass trotz Ausnutzung jeder Sparmöglichkeit ein

    erheblicher Fehlbetrag entstehen oder ein veranschlagter Fehlbetrag

    sich wesentlich erhöhen wird und der Haushaltsausgleich nur durch 

    eine Änderung der Haushaltssatzung erreicht werden kann, …“.

Nun, wir wollen nicht darüber streiten, was heißt „unverzüglich“. Fakt ist,  seit Mitte Juni ist bekannt, dass die Grundlagen des kommunalen Finanzausgleichs sich verschlechtert haben. Auch dürfte die Senkung der prozentualen Beteiligung an den Unterkunftskosten von 28,60 % auf 25,40 % noch etwas länger bekannt sein.

Auch über die Frage „erheblicher Fehlbetrag“ bei einem Defizit von 5,2 Mio. € trotz  Mehreinnahmen von 5,6 Mio. € und Gesamterträge von 331 Mio. € kann man unterschiedlicher Meinung sein. „Schlauberger“ könnten nun zur Entschuldigung der Ansicht sein, dass ja die Forderung „Ausnutzung jeder Sparmöglichkeit“ nicht erfüllt ist.

Aber nicht nachvollziehen können wir die Missachtung der vom RP 

verfügten Auflagen, wie sich aus unseren gestellten Fragen ableiten

lässt:

1. Welche freiwilligen Leistungen, die jährlich wiederkehren, sind 

eingestellt worden? 

Die Antwort: „In den Nachtrag sind keine jährlich wiederkehrende freiwillige Leistungen eingestellt“ worden, mag zwar erfreulich sein, erfüllt aber keineswegs die Auflage des RP.

2. Welche Maßnahmen seitens der Abteilungsleitungen wurden 

ergriffen, um den Ermessensspielraum für Einsparungen von

Pflichtaufgaben zu ergreifen?

Antwort: Siehe Anlage 1. Ich war schon überrascht festzustellen,

dass es Abteilungsleitungen nur im „Sozialen Bereich“ gibt.

Vielen Dank über die Aufklärung der „Einsparmöglichkeiten“

bei Pflichtaufgaben.

3. In welchen Bereichen  wurden haushaltswirtschaftliche Sperren

ausgesprochen?

Antwort: Es wurden in 2009 keine haushaltswirtschaftlichen Sperren

ausgesprochen.

Es sind nur 3 Fragen aus 16 unseres Fragenkataloges. Aber bereits hier wird deutlich, dass die Auflagen des RP noch nicht einmal Ansatzweise beachtet wurden. 

Die 2. Frage, die sich mir stellte: Was fängt man mit einem Nachtragshaushalt an, der zum Jahresende auf den Tisch gelegt wird?

Einfach abnicken, da das Haushaltsjahr bereits gelaufen ist?

Hätte man die aufgewandte Zeit nicht besser dafür genutzt  den Haushalt 2010 vorzeitig einzubringen, um einer vorläufigen Haushaltsführung mit all ihren Einschränkungen zu entgehen?

Sicher, eine nicht rechzeitige Einbringung ist bei der Beurteilung in ihrer rechtlichen Bewertung höher einzustufen als die  Nichteinbringung.

Mir erscheint allerdings, dass man den materiellen Inhalt der oben genannten Paragraphen nicht erkannt hat: Nämlich die Chance, durch das Erkennen der negativen Entwicklung rechtzeitig eingreifen zu können und Gegenmaßnahmen zu ergreifen. Das heißt sparen oder durch entsprechende Beschlüsse Einnahmen zu erwirtschaften.

Es wirft sich die Frage auf: Ist es eigentlich gewollt, angesichts der  Ausführungen auf unsere Fragen und der Aussage im Vorbericht:

„Wesentliche Konsolidierungsergebnisse bei den durch den Landkreis zu beeinflussenden Aufwendungen sind kaum noch  möglich, da bereits seit über 10 Jahren eine strikte Ressourcenbewirtschaftung und  die Umsetzung umfangreicher Konsolidierungsmaßnahmen durch die  Verwaltung vorgenommen wurden.“ 

Wir haben bei der Beurteilung der Zahlen diese Aussage noch nicht einmal im  Ansatz erkennen können.
Meines Erachtens sind diese Aussagen und die ständige Bekundungen  restriktiver Mittelbewirtschaftung, Konsolidierungs- bzw. Sparmaßnahmen auch angesichts der früheren Haushaltsberatungen als „Lippenbekenntnisse“ einzustufen und nicht gewollt. Wie bereits bei der Einbringung des Haushaltes vor einem Jahr, darf ich an das vom Hessischen Rechnungshof aufgezeigte Sparpotential von 10 Mio. € erinnern. Oder aktuell den von uns gestellten Antrag, die Beigeordnetenstelle nicht zu besetzen.

Kreishaushalt ausgeglichen, Defizit zurückgeführt, Schulden abgebaut waren die Schlagworte der Einbringungsrede des Haushaltes 2009. Bereits damals habe ich bezweifelt, dass trotz der Mehreinnahmen von 12,8 Mio. € der Überschuss von knapp 1 Mio. € haltbar sein wird.

Leider haben sich meine Zweifel bestätigt. Ich habe bereits damals darauf hingewiesen, dass dieses Ergebnis nicht das Verdienst von Sparsamkeit und Konsolidierung ist sondern ein „Geschenk“ der Steuersystematik. Obwohl diese eine leichte Korrektur von ca. - 1,2 Mio. € erfährt, steigen die Erträge um 5,6 Mio. € unter anderem Dank der um ca. 1,4 Mio. € niedrigeren LWV-Umlage. Es ist der große Block der Aufwendungen und Ausgaben die, sicher teils begründet, um 10,8 Mio. € steigen und damit zu einem Verlust von 5,2 Mio. € führen. 

Wenn wir tatsächlich – angesichts der wirtschaftlichen Situation und der Versäumnisse in der Vergangenheit leider kurzfristig nicht umsetzbar- diese oben genannten Schlagworte einlösen wollen, müssen wir – insbesondere sie und die  Verwaltung  mit den ständigen „Lippenbekenntnissen“ der Konsolidierung und Sparsamkeit ernst machen.

Umlageerhöhungen gegenüber den Städten und Gemeinde sind meines Erachtens ausgereizt, da diese bereits jetzt und in den nächsten Jahren ihre Haushalte bei aller Sparsamkeit nicht ausgleichen können. Auch das Land wird aufgrund seiner hohen Verschuldung in den nächsten Jahrzehnten nicht mehr als  „Milch und Honiggeber“ zur Verfügung stehen. Außerdem ist es ehrlicher, selbst seine „Anstrengungen“ belegen zu können, anstatt ständig von  anderen finanzielle Mittel zum Defizitausgleich anzufordern.  

Wir, die CDU-Fraktion, werden den Nachtragshaushalt ablehnen. 

Es hat sich gegenüber der Situation vor einem Jahr, mit Ausnahme des Defizit von 5,2 Mio. €, bei der Einbringung des Haushaltes nichts verändert.

1. Unseres Erachtens sind nicht alle Vorgaben der HGO und der GemHVO

erfüllt. 

2. Aus dem vorliegenden Nachtrag erkennen wir keine Effizienzvorteile

    durch die Eingliederung der KFB, im Gegenteil.

4. Wir erkennen  keine Sparansätze bzw. sparsame Haushaltsführung,

         um die für 2010 angekündigten Fehlbeträge in Höhe von ca. 40 Mio. €                

         und für 2011 in Höhe von ca. 56 Mio. € zu mindern.

Mit unserer Ablehnung hoffen wir auch auf den Effekt „steter

Tropfen höhlt den Stein“ endlich die Kollegen der SPD,

und Grünen von ernsthafter Sparsamkeit, die sich im Haushalt 

niederschlägt, zu überzeugen.
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